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Drucksache Nr. 2«3 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 18. August 1951 

7- 80410- 1518/51 IV 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Finanzierung 
eines Sofortprogramms zur Arbeits- 
beschaffung im Rechnungsjahr 1951 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Zuständig ist der Bundesminister für Arbeit. 

Der Deutsche Bundesrat hat gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes in seiner Sitzung am 27. Juli 1951 nach der Anlage 2 
Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zur Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Druck; Bonner Unlversltäts-Buchdruckerei Gebr. Sdieur, Bonn 
Allein- Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Finanzierung eines Sofortprogramms zur Arbeitsbeschaffung 

im Rechnungsjahr 1951 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

Die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeislosenversicherung stellt nach ihrer 
Errichtung zur Durchführung eines Sofortpro- 
gramms zum Zwecke der Arbeitsbeschaffung 
für die Empfänger von Arbeitslosenfürsorge- 
unterstützung im Rechnungsjahr 1951 einen 
Betrag von 200 Millionen DM zusätzlich zur 
Verfügung. Diese Mittel sind als Grund- und 
verstärkte Förderung unter sinngemäßer An- 
wendung des § 139 des Gesetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitslosenversicherung vom 
16. Juli 1927 (RGBl. I S. 187) zu verwenden. 


§ 2 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, dem Bundesminister für Arbeit zur 
sofortigen Inangriffnahme der Maßnahmen 
im Sinne des § 1 einen Kassenkredit im Be- 
trage von 50 Millionen DM zur Verfügung 
zu stellen. Die Bundesanstalt ist verpflichtet, 
die vom Bundesminister für Arbeit aus diesem 
Kassenkredit in Ansprudi genommenen Be- 
träge an den Bundesminister der Finanzen aus 
den im § 1 genannten Mitteln abzuführen. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


I. 

Im verflossenen Jahre ist trotz der starken 
Wirtschaftsbelebung und der damit verbun 
denen Mehrbeschäftigung von fast 1 Million 
Arbeitnehmern die Arbeitslosigkeit im Bun- 
desgebiet wegen der ständig steigenden Er- 
werbspersonenzahl nicht in dem erwarteten 
Ausmaß zurückgegangen. Die Zahl der Ar- 
beitslosen betrug Ende Mai 1951 zwar 
281 000 weniger als zum gleichen Zeitpunkt 
des Vorjahres, machte aber immer noch 
1 387 000 Personen aus. In der unterstützen- 
den Arbeitslosenhilfe (Arbeitslosenunterstüt- 
zung und Arbeitslosenfürsorgeunterstützung) 
befanden sich Ende Mai dieses Jahres ins- 
samt immer nodi 1 165 000 Haupt Unter- 
stützungsempfänger, d. h. nur 197 000 Per- 
sonen weniger als zum gleichen Zeitpunkt 


Eine Überprüfung der Struktur der Arbeits- 
losigkeit zeigt, daß die Bundesländer nicht 
gleichmäßig von der Entlastung betroffen 
sind. Gewisse industriearme, ländlidie und 
verkehrsmäßig ungünstig gelegene, mit Ver- 
triebenen und Flüchtlingen besonders stark 
belegte Gebiete haben daran teils überhaupt 
iiidit, teils nur in geringem Maße teil- 
genommen. Die Länder Bayern, Hessen (nord- 
hessischer Raum), Niedersachsen und Schles- 
wig-Holstein weisen eine strukturell bedingte 
Dauerarbeitslosigkeit auf, die weit über dem 
Bundesdurdischnitt liegt und die den Ländern 
den Charakter von Notstandsgebieten ver- 
leiht. 

Den Ernst der Lage mögen folgende Zahlen 
erläutern: 

Am 31. Oktober 1950, dem niedrigsten Stand 
der Arbeitslosigkeit dieses Jahres, befanden 
sich von der damaligen Gesamtzahl der Ar- 
beitslosen des Bundesgebietes mehr als zwei 
Drittel (68,8 v. H.) in den genannten vier 
Ländern. Demgegenüber betrug dort der An- 
teil der besdiäftigten Arbeiter, Angestellten 
und Beamten nur etwa 44 v. H. des Bundes- 
durchsdhnitts. Die Dauerbelastung in der Ar- 
beitslosigkeit kommt am klarsten in der Sta- 
tistik der Arbeitslosenfürsorge zum Ausdruck. 


Am 31. Oktober 1950 entfielen von 153 000 
über 52 Wochen in der Arbeitslosenfürsorge 
unterstützten Männern 128 000 ^ 83,6 v. H. 
auf die vier oben erwähnten Länder, Ende 
April 1951 waren es 192 629 oder 82 v. H. 
des Bundesgebiets. An Frauen wurden Ende 
Oktober 1950 59 000 über 52 Wochen in der 
Arbeitslosenfürsorge Unterstützte im Bundes- 
gebiet gezählt, davon 47 000 oder 79,6 v. H. 
in Bayern, Schleswig-Holstein, Niedersachsen 
und Hessen. Ende April 1951 betrug die ent- 
sprechende Zahl im Bundesgebiet 90 077, da- 
von 69 077 oder 76,6 v. H. in den vier be- 
sonders belasteten Ländern. 

Bei ungefähr gleidibleibendem relativem An- 
teil ist also die absolute Zahl der langfristig 
unterstützten männlichen Empfänger von 
Aibeitslosenfürsorgeunterstützuiig um rund 
65 000, die der weiblichen um rund 22 000 
gestiegen. Bedenklich stimmt bei dieser Ent- 
wicklung die Tatsadie, daß der Anteil der 
langfristig arbeitslosen Vertriebenen besonders 
hodi gewesen ist. 

Die Entwicklung hat den dargelegten Verlauf 
genommen, trotzdem es an intensiven Be- 
mühungen zur direkten und indirekten Ar- 
beitsbeschaffung nicht gefehlt hat (300 Mil- 
lionen DM Schwerpunktprogramm der Bun- 
desregierung, Wohnungsbauprogramm, Maß - 
nahmen der wertschaffenden Arbeitslosenfür- 
sorge). 

ln den genannten vier Ländern wurden im 
Rechnungsjahr 1950/51 94 027 000 DM als 
Förderungsbeträge zur Beschäftigung von 
durchschnittlich 48 300 Notstandsarbeitern 
ausgegeben. Weitere Mittel konnten nicht 
aufgebracht werden. 

in. 

Für die Zukunft ist zwar eine Reihe von kon- 
struktiven neuen Maßnahmen der direkten 
Wirtschaftsbelebung ins Auge gefaßt. Diese 
Maßnahmen benötigen aber, wie die Ver- 
gangenheit zeigt, ebenso wie die geplante Um- 
siedlung von 300 000 Vertriebenen, längere 
Zeit zum Anlaufen. Es bedarf bei dem dar- 
gelegten Umfang, der Dauer der Arbeitslosig- 
keit und dem hohen Anteil der Vertriebenen 
daran keiner weiteren Erläuterung, daß es 
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aus sozialpolitisdien und wirtschaftlichen 
Gründen nicht verantwortet werden kann, zu 
warten, bis die Arbeitslosigkeit infolge der 
Auswirkung der organischen Wirtschafts- 
belebung allmählich abgebaut wird, zumal die 
Auftriebstendenzen, die sich in diesem Jahre 
hauptsädilidh auf jahreszeitliche Einflüsse 
stützten, nachlassen. Da das verflossene Jahr 
mit Deutlichkeit gezeigt hat, daß die Auswir- 
kungen der verschiedenen Maßnahmen zur 
Wirtschaftsbelebung den langfristig Arbeits- 
losen, insbesondere auch den Vertriebenen, 
nicht in genügendem Umfang zugute kommen, 
erscheint ein Sofortprogramm (Notstands- 
arbeitsprogramm) als sofort wirksame Voraus- 
maßnahme zur Ergänzung des konstrukivten 
Wirtschaftsprogramms notwendig. Nur auf 
diese Weise kann der wirtschaftlichen Ver- 
elendung und der zunehmenden Radikalisie- 
rung der Dauerarbeitslosen begegnet werden. 
Die Bedeutung der geplanten Investition und 
Umsiedlungsmaßnahmen wird dadurch kei- 
neswegs gemindert. 

IV. 

Wie eine Umfrage zu Beginn des Jahres an 
die Obersten Arbeitsbehörden der Länder er- 
geben hat, sind Arbeitsvorhaben von hoher 
volkswirtschaftlicher Bedeutung, deren Durch- 
führung Im öffentlichen Interesse liegt, In 
großem Umfange geplant und vorbereitet. Es 
handelt - sich u. a. um Meliorationen, Fluß- 
regulierungen und Küstenschutzbauten, Be- 
seitigung von Hochwasserschäden, Bau von 
Wasserleitungen und Kanalisationen, Straßen- 
bauten, Aufschließung von Siedlungs- und 
Industriegelände, Aufforstungen, Bau von 
Holzabfuhrwegen und Maßnahmen ähnlicher 
Art. Ihre Durchführung scheiterte bisher in 
den meisten Fällen an der Unmöglichkeit der 
Restfinanzierung, • 

Diese Lücke soll das vorliegende Gesetz 
schließen. Die bereitzustellenden 200 Mil- 
lionen DM sollen als Grund- und verstärkte 
Förderung im Sinne des § 139 des Gesetzes 
über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung verwandt werden. Die Besonderheit 


gegenüber der bisherigen Förderung liegt 
darin, daß Mittel der Arbeitslosenversicherung 
zur Förderung der Beschäftigung von Emp- 
fängern von Arbeitslosenfürsorgeunterstüt- 
zung, die, wie oben dargelegt, den Kern der 
Dauerarbeitslosen bilden und teilweise bereits 
jahrelang in Unterstützung stehen, heran- 
gezogen werden sollen. 

V. 

Die Inanspruchnahme der Mittel der Arbeits- 
losenversicherung erscheint aus mehreren 
Gründen geboten und vertretbar. In den 
letzten Jahren hat in der unterstützenden 
Arbeitslosenhilfe eine starke Verschiebung zu- 
gunsten der versicherungsmäßigen Arbeits- 
losenunterstützung und zu Lasten der vom 
Bund zu tragenden Arbeitslosenfürsorgeunter- 
stützung stattgefunden. Das hat u. a. seinen 
Grund darin, daß die Bezugsdauer der Ar- 
beitslosenversicherung bei deren Wiederein- 
führung 1947 auf 13 bis 26 Wochen begrenzt 
wurde. Die Arbeitslosenunterstützung ist aber 
auch im ganzen in geringerem Umfang in 
Anspruch genommen worden als ursprünglich 
veranschlagt war. Auf der anderen Seite hat 
infolge der Lohn- und Gehaltserhöhungen das 
Beitragsaufkommen eine günstige Entwicklung 
genommen und zu einer beachtlichen Er- 
höhung der Reserven geführt. Angesichts 
dieser Tatsache erscheint es, zumal es sich bei 
den Empfängern von Arbeitslosenfürsorge- 
unterstützung um den gleichen, überwiegend 
infolge der Überschreitung der Bezugsdauer 
aus der Arbeitslosenunterstützung ausgeschie- 
denen Personenkreis handelt, aus dem Ge- 
sichtspunkt der Solidarität heraus gerecht- 
fertigt, daß die Arbeitenden für die Arbeits- 
beschaffung der Arbeitslosen beitragen. Nicht 
unerwähnt sei, daß von den Lohnaufwen- 
dungen rund 20 v. H. in Form von Beiträgen 
zur. Sozialversicherung und Arbeitslosenver- 
sicherung zurückfließen. 

In besonderem Maße bedarf Schleswig-Hol- 
stein zusätzlicher Hilfe, da es bereits in Er- 
wartung kommender Bundesmaßnahmen seit 
längerer Zeit in Vorleistung getreten ist. 
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Anlage 2 


Der Bundesrat 


Abänderungsvorschläge 

zum 

Entwurf eines Gesetzes über die Finanzierung eines Sofortprogramms 
zur Arbeitsbeschaffung im Rechnungsjahr 1951 


1. § 1 erhält folgende Fassung: 

4 1 

(1) Die Bundesanstalt für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitslosenversicherung 
stellt nach ihrer Errichtung zur Durch- 
führung eines Sofortprogramms zum 
Zwecke der Arbeitsbeschaffung für Emp- 
fänger der Arbeitslosenhilfe (Alfu und 
Alu) im Rechnungsjahr 1951 einen Be- 
trag von 200 Millionen DM zur Ver- 
fügung. Diese Mittel sind als Grund- 
und verstärkte Förderung unter sinn- 
gemäßer Anwendung des § 139 des Ge- 
setzes über Arbeitsvermittlung und Ar- 
beitslosenversicherung vom 16. Juli 1927 
(RGBl. I S. 187) zu verwenden. 

(2) Die Mittel sollen insbesondere in 
den Arbeitsamtsbezirken mit einer den 
Bundesdurchschnitt übersteigenden Ar- 
beitslosigkeit Verwendung finden. 

(3) Bis zur Errichtung der Organe der 
Bundesanstalt entscheidet über die Zu- 
teilung der Mittel (§ 2) an die Träger 
der Arbeit ein aus 

je drei Vertretern der Sozialpartner, 

zwei Vertretern der Länder und • 

zwei Vertretern der Bundesregierung 
bestehender Ausschuß. Dieser Ausschuß 
kann seine Befugnisse an entsprechende 
Ausschüsse bei den Landesarbeitsämtern 
übertragen. 

(4) Die Vertreter der Sozialpartner 
werden von deren Spitzenorganisationen, 
die Vertreter der Länder vom Bundesrat 
benannt." 

Begründung: 

Dem Bundesrat kommt es darauf an, klar 
herauszustellen, wo die Verantwortlichkeit 
bis zur Errichtung der Selbstverwaltung Hegt 


und ferner darauf, daß die Verfügungs- 
gewalt der zukünftigen Organe nicht pra- 
judiziert wird. Außerdem ist er der Ansicht, 
daß man sich nicht von den Vorschriften des 
§ 139 abwenden kann, sondern daß im 

wesentlichen seine Bestimmungen die Grund- 
lagen für die Gewährung von Mitteln zur 
Arbeitsbeschaffung bilden müssen. Anderer- 
seits soll der neu eingefügte Absatz 2 den Ein- 
satz der Mittel räumlich bestimmen und be- 
grenzen. 

2. § 3 erhält folgende Fassung: 

4 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Lande 
Berlin, wenn es gemäß Artikel 87 Ab- 
satz 2 seiner Verfassung die Anwendung 
dieses Gesetzes beschlossen hat." 

Begründung: 

Zur Aufnahme dieses neuen § 3 wird auf die 
von der Bundesregierung zum Gesetzentwurf 
gegebene Begründung verwiesen. Die hier für 
die Flüchtlingsländer gemachten Ausführungen 
treffen im gleichen Ausmaß für das Land 
Berlin zu. Wenn davon gesprochen wird, daß 
die Flüchtlingsländer den Charakter von Not- 
standsgebieten haben, sei hervor gehoben, daß 
das Land Berlin zum Notstandsgebiet erklärt 
worden ist. Ferner darf darauf verwiesen 
v/erden, daß Berlin in die Bundesanstalt für 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung einbezogen ist und die Erstreckung von 
Bundesgesetzen auf Berlin dem Wunsche 
Berlins und der Stellungnahme der Bundes- 
regierung entspricht. 

Die Einbeziehung Berlins In den vorliegenden 
Gesetzentwurf soll die organische Eingliede- 
rung Berlins In das gesamte Arbeitsbeschaf- 
fungsprogramm des Bundes sicherstellen. 

3. § 3 der Regierungsvorlage wird § 4. 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Abänderungsvorsdilägen des Bundesrates 
zum Entwurf eines Gesetzes über die Enanzierung eines Sofortprogramms 
zur Arbeitsbeschaffung im Rechnungsjahr 1951 


Die Bundesregierung erhebt gegen die Ab- 
änderungsvorsdiläge des Bundesrates keine 
Bedenken. 

Die Bundesregierung hält für den Fall der 
Annahme des Abänderungsvorsdilages des 
Bundesrates zu § 1 des Gesetzentwurfs eine 
Bestimmung, daß der Bundesminister für Ar- 
beit im Ausschuß den Vorsitz führt, für er- 
forderlich. Dem könnte Rechnung getragen 


werden durch die Einfügung eines Satzes nach 
Satz 1 in § 1 Absatz 3 der vom Bundesrat 
vorgeschlagenen Fassung mit etwa folgendem 
Inhalt: 

„Den Vorsitz in diesem Ausschuß führt 
als Vertreter der Bundesregierung der 
Bundesminister für Arbeit oder sein Be- 
auftragter.“ 
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